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A k t u e l l K o m m e n t a r

D� Von Bernd Hirschl 
as Erneuerbare Energien-Gesetz (EEG) 
hat zu einem deutlichen Aufschwung 

von erneuerbaren Energien (EE) in Deutschland 
geführt. Das brachte Deutschland international 
nicht nur Ansehen als ökologische und techno-
logische Vorreiternation, sondern eröffnete auch 
handfeste Vorteile im global expandierenden 
Markt für EE. Zudem leistet das EEG mit bislang 
40 Millionen Tonnen eingespartem Kohlendio-
xid einen wichtigen Beitrag zu den Klimaschutz-
verpflichtungen der Bundesregierung. Nun steht 
die Novellierung des Gesetzes an. Sie erfolgt tur-
nusgemäß, denn im Gesetz selbst ist ein Erfah-
rungsbericht festgeschrieben, nach dessen Er-
kenntnissen gegebenenfalls eine Feinjustierung 
der Regelungen und Vergütungssätze vorzuneh-
men ist. 
Die Novelle selbst wurde bereits einige Male an-
gekündigt und verschoben. In der gegenwär-
tigen Diskussion zeichnen sich drei zentrale 
Themenblöcke ab, die sich allesamt problema-
tisch für das EEG beziehungsweise die Akzeptanz 
der erneuerbaren Energien auswirken können. 
Da ist zum einen die Vergütungsdiskussion, die in 
allen EE-Bereichen separat geführt wird, die aber 
auch eine übergreifende, "strategische" Kompo-
nente aufweist, welche bislang zu wenig öffentlich 
und in Fachkreisen thematisiert wird: die Gesamt-
kostenentwicklung im Kontext der degressiven 
Gestaltung der Vergütungssätze. Zusammen mit 
längerfristig steigenden Energiepreisen wird dies 
zu einer Senkung der Differenzkosten führen – ein 
wichtiger (ökonomischer) Akzeptanzfaktor, den es 
transparent zu machen gilt. In Bezug auf die einzel-
nen Vergütungen für die EE gibt der erste Erfah-
rungsbericht bereits Vorlagen: hier wurden die 
aktuellen Kostenstrukturen in Abhängigkeit von 
Anlagengrößen, Technologien  und im Fall der Bi-
oenergie von Brennstoffen aufgezeigt. Daraus erge-
ben sich Anpassungsbedarfe und auch zum Teil 
stärkere Differenzierungen innerhalb der einzelnen 
Energieträger, um die technisch-ökonomische Re-
alität besser und gerechter abzubilden, wirtschaft-
liche Betriebsführung zu ermöglichen und Über-
förderung zu vermeiden. Die Politiker stehen einer 
zu großen Differenzierung der Vergütungen skep-
tisch gegenüber, da sie den Verlust der Einfachheit 
des Gesetzes fürchten. Die EE-Lobby hingegen 
schießt teilweise auf der anderen Seite übers Ziel 
hinaus, im dem sie zu stark differenzieren möchte. 
Um hier ein akzeptables und vor allem Akzeptanz 

schaffendes Ergebnis zu erzielen, ist ein gesunder 
Mittelweg zwischen Vergütungsgerechtigkeit und 
Transparenz notwendig. 
Der zweite Knackpunkt ist die sogenannte  
Härtefallregelung, die bereits im ersten Ge-
setzentwurf vorliegt. Die energieintensive In-
dustrie hatte mit Rückendeckung vieler Indus-
trieverbände über die Aluminiumbranche 
Ausnahmen vom Umlageverfahren gefordert, 
da sie ihrer Ansicht nach zu stark und insofern 
wettbewerbsschädigend durch die EEG-Kosten 
benachteiligt würde. Das Umweltministerium 
wies zwar darauf hin, dass diese Industrien 
trotz steigender Abgaben und Steuern sich in 
den letzten Jahren über deutlich sinkende In-
dustriestrompreise freuen durften und zudem 
die überhöhten Gebühren der Netzbetreiber 
eher ein Grund zum Klagen wären als die EEG-
Kostenbelastung. Die Regierung schlägt jedoch 
nun eine Ausnahmeregelung für besonders en-
ergieintensive (Groß-)Unternehmen im Rah-
men einer Einzelfallprüfung vor. Dies erscheint 
wie ein gangbarer politischer Kompromiss – 
allerdings wären weitergehende Ausnahmetat-
bestände aber ein Einfallstor für das Ende des 
Umlageprinzips, da es zu einer deutlichen Er-
höhung der finanziellen Belastung kleineren 
Einheiten, insbesondere der Haushalte führen 
würde. Das wiederum wäre, strategisch ge-
schickt  genutzt, Wasser auf die Mühlen der 
EEG-Gegner. Einen Vorgeschmack liefern be-
reits Anzeigenkampagnen, in denen Auto- und 

Energiekonzerne sich brüsten, Ökosteuer und 
andere Abgaben (z.B. nach EEG) nicht an ihre 
Kunden weiterzugeben.  
Das dritte große Problem mit potenziell nega-
tiven Auswirkungen auf die EE-Akzeptanz ist ein 
"hausgemachtes". Es betrifft das Verhältnis von 
Naturschutz und EE: NABU und BUND klagen 
derzeit gegen den Offshore Windpark Butendiek, 
weil er in einem Naturschutzgebiet errichtet wer-
den soll. Streit steht auch bei nicht-gebäudege-
bundenen Solargroßanlagen oder großflächigem 
Energiepflanzenanbau ins Haus. Das Problem ist 
hausgemacht, weil die Verbände der Umwelt- 
und Naturschützer sowie die Vertreter der Erneu-
erbaren es schlicht versäumt haben, miteinander 
zu reden, gemeinsam Kriterien zu erarbeiten und 
s i c h  i h r e  g r u n d s ä t z l i c h e  Ü b e r e i n - 
stimmung klar zu machen. Stattdessen findet 
man sich vor Gericht wieder – ein gefundenes 
Fressen für die Presse und EE-Gegner sowie ein 
für die Öffentlichkeit verwirrender Streit, der 
zudem verheerende Folgen für die Akzeptanz der 
EE haben kann. Von Seiten der EE-Lobbyisten 
wurden Konflikte wir diese zu lange ignoriert 
und die EE als per se gute Technologien bezeich-
net. Die Naturschützer haben ihrerseits die 
Grundsätze der Verhältnismäßigkeit aus den 
Augen verloren und agieren zum Teil wie Öko-
Fundamentalisten, denen der Blick für die we-
sentlichen Probleme abhanden gekommen ist. 
Jetzt gilt es für beide Parteien, schnellstens zu-
rück an den gemeinsamen Tisch zu kommen, in 
öffentlichkeitswirksamer Weise das zerschlagene 
Porzellan wieder zusammenzukleben, eine ge-
meinsame Linie zu finden und diese im besten 
Fall in die Novellierung zu integrieren. 
Der Ausbau der erneuerbaren Energien ist und 
bleibt ein gesellschaftliches Projekt und sollte 
dem entsprechend vorhandene und mögliche 
Akzeptanzprobleme in sensibler Weise berück-
sichtigen. Dies gilt auch und gerade jetzt im 
Zuge der EEG-Novellierung. ▲
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Die EEG-Novellierung steht an

Achtung  
Akzeptanzverlust!

Derzeit wird die Novelle des erfolg
reichen Erneuerbare Energien-Gesetzes 

vorbereitet. Als überwiegend dezentrale 
Technologien sind erneuerbare Energien 

unabdingbar von gesellschaftlicher  
Akzeptanz abhängig. Die bisher breite 

Akzeptanz wird jedoch im Zuge der lau-
fenden Novellierungsdebatte von Feinden 

und auch Freunden des EEG bedroht.
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